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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Berger, Dr. Miltner, 
Volmer, Wagner (Günzburg), Dr. Hornhues und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Konsequenzen im öffentlichen Dienst, insbesondere im technischen Bereich, 
aus der Einführung der Fachhochschulen 
- Drucksache 7/937 - 


Der Bun(iesminister des Innern hat mit Schreiben vom 20. Sep- 
tember 1973 - D I 3 - 216 100 - 14.27/2 - die Kleine Anfrage im 
Namen der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung ist sich der Ziele der Einführung der Fach- 
hochschulen selbstverständlich bewußt und hat die Entwicklun- 
gen in diesem Bereich stets aufmerksam verfolgt. Die Folgerun- 
gen für den öffentlichen Dienst sind schon frühzeitig durchdacht 
und konzeptionell erarbeitet worden. 

Es ist bekannt, daß der gegenwärtige Entwicklungsstand des 
Fachhochschulwesens noch nicht die Voraussetzungen für eine 
umfassende und durchgreifende Neustrukturierung der Funk- 
tionen, Laufbahn- und Besoldungsverhältnisse bietet. Deshalb 
wird die Bundesregierung die jetzt möglichen und notwendigen 
Maßnahmen treffen. 

Darum weist die Bundesregierung die Unterstellung, daß sie 
Vorschläge für die notwendige Neustrukturierung hartnäckig 
verweigere, zurück. 

Zu den Fragen nimmt die Bundesregierung im einzelnen wie 
folgt Stellung: 


1. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Einführung 
der Fachhochschulen, bisher vor allem im Bereich der Ingenieur- 
bildung, das Ergebnis einer bildungspolitischen Entwicklung 
dokumentiert, welches eine Neubewertung der Absolventen 
dieser Bildungsgänge auch im öffentlichen Dienst dringend not- 
wendig macht? 


Die Bundesregierung hat nie Zweifel daran gelassen, daß den 
Abschlüssen einer Fachhochschule, sobald durch sie eine die 
Zielsetzung der Fachhochschulbildung erfüllende, deutlich hö- 
herwertige Berufsbefähigung und Leistung nachgewiesen wird. 


Druck: Then6e Druck KG. 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/1031 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


durch eine damit übereinstimmende funktionsbezogene Bewer- 
tung Rechnung getragen werden muß. Dies entspricht dem im 
öffentlichen Dienstrecht geltenden Grundsatz der funktionsbe- 
zogenen Zuordnung und Bewertung der Bildungsabschlüsse, Be- 
fähigungen und Leistungen. 

Für die Anwendung dieses Grundsatzes war und ist zu berück- 
sichtigen, daß die Neustrukturierung der Ingenieurbildung mit 
einer formalen Umwandlung von Ingenieurschulen und -aka- 
demien in Fachhochschulen begonnen hat. Die inhaltliche Um- 
stellung und wissenschaftsnähere Anhebung der Ausbildungs- 
und Studiengänge hat sich danach erst schrittweise vollzogen 
und ist noch im Fluß. Erst jetzt nähert sich der Zeitpunkt, zu dem 
die ersten Absolventen einen Studiengang in der Fachhochschul- 
form vollständig durchlaufen haben. 

Dabei muß noch bedacht werden, daß die Entwicklung fachhoch- 
schulmäßiger Studiengänge nicht schon mit der Umwandlung 
der früheren Bildungseinrichtungen in Fachhochschulen abge- 
schlossen war. 

Nimmt man noch den Entwicklungsstand anderer, später ge- 
gründeter Fachhochschulen und ihrer Studiengänge hinzu, wird 
verständlich, daß die Bundesregierung die Frage der Dringlich- 
keit einer Neubewertung differenzierter beurteilt, als dies in der 
Frage zum Ausdruck zu kommen scheint. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die sachgerechte 
Neubewertung sowohl zu einer deutlichen laufbahn- und be- 
soldungsrechtlichen Höherstufung als auch zur Zuweisung ent- 
sprechend höherwertiger Aufgaben führen muß? 

Die Bundesregierung muß aus der Verantwortung für ein funk- 
tionsbezogenes Befähigungs-, Leistungs- und Bewertungs- 
gefüge im öffentlichen Dienst darauf achten, daß deutlichen 
Bewertungsregelungen ein deutlicher tatsächlicher Wertigkeits- 
stand entspricht. Sie muß vermeiden, an eine noch in vollem 
Fluß und in unterschiedlichen Entwicklungsphasen befindliche 
Neustrukturierung der Bildungsgänge, wie sie für die Entwick- 
lung der Fachhochschulen und ihrer Studiengänge kennzeich- 
nend ist, pauschalierende Wertmaßstäbe anzulegen, die nur 
einem einheitlich erreichten vollwertigen Ausbildungsstand und 
Befähigungsnachweis zukämen. 

Die Fachhochschulstudiengänge bieten z. Z. noch, aufs Ganze 
gesehen, nach ihrem qualitativen Entwicklungsstand wie auch 
nach den Entwicklungstendenzen im Hochschulwesen ein sehr 
uneinheitliches Bild. Den Bestrebungen, die praxisbezogene 
Ausbildung in den Fachhochschulen zu wahren und zu stärken, 
begegnen anderseits Entwicklungstendenzen, die zu einer zu- 
nehmenden Verwissenschaftlichung der Fachhochschulstudien- 
gänge zu führen scheinen. Ungewiß ist auch noch, welche Aus- 
prägung die bisherigen Fachhochschulstudiengänge finden wer- 
den, die in Gesamthochschulen einbezogen werden. 

Daraus erklären sich die vielfach anzutreffenden unterschied- 
lichen Bewertungsvorstellungen. Die Qualifikationsmerkmale 
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der Fachhochschulstudiengänge in ihrer Gesamtheit sind auf 
ein breites Spektrum verteilt und zudem so fließend, daß durch- 
greifende Unterscheidungsgrenzen z. Z. kaum feststellbar sind. 
Bei diesen fließenden Entwicklungsmerkmalen muß erfahrungs- 
gemäß damit gerechnet werden, daß jede Absolventengruppe 
dazu neigt, die Einstufung eines qualitativ nicht deutlich abge- 
hobenen, aber dennoch höherbewerteten Bildungsganges und 
-abschlusses auch für sich in Anspruch zu nehmen und Gleich- 
stellungen oder „Überleitungen" zu verlangen, sei es mit oder 
ohne Übernahme höherwertiger Funktionen, mit oder ohne 
vollwertige Ausübung dieser Funktionen. 

Funktionsverzerrung und Kostenexplosion größten Ausmaßes 
im Personalbereich wären die Folgen. 

Die Bundesregierung muß einer solchen Entwicklung verbeu- 
gen. Sie muß dabei auch berücksichtigen, daß gesicherte Bewäh- 
rungs- und Leistungserfahrungen aufgrund der neuen Bildungs- 
abschlüsse noch nicht vorliegen. 

Eine durchgreifende Neubewertung und Abstufung wird darum 
erst möglich sein, wenn sich aus der beruflichen Bewährung 
typisierende Unterscheidungen nach dem funktionsbefähigen- 
den Gehalt der Bildungsabschlüsse treffen lassen. 

Darum kann sich die Bundesregierung bei den gegenwärtig in 
Aussicht genommenen Übergangsregelungen nur an groben, 
aus dem allgemeinen Entwicklungsstand herzuleitenden Durch- 
schnittswerten orientieren. Höherbewertungen müssen zu die- 
sem Zeitpunkt zwangsläufig maßvoll sein, um nicht die künfti- 
gen Maßstäbe einer stärker funktionsbezogenen Befähigungs- 
und Leistungsbewertung auszuhöhlen und nicht einem unend- 
lichen Prozeß der Bewertungs- und damit Kostensteigerung 
Vorschub zu leisten. 

Die Finanzlage des Bundes und der Länder setzt dafür im Rah- 
men der allgemeinen Wirtschafts- und Finanzentwicklung un- 
überschreitbare Grenzen. 


3. Welche Maßnahmen zur funktionalen, laufbahn- und besol- 
dungsrechtlichen Neubewertung von Laufbahnen, die einen 
Fachhochschulabschluß erfordern, gedenkt die Bundesregierung 
dem Deutschen Bundestag sofort und welche später -zu welchen 
Zeitpunkten - vorzuschlagen? 

Die Bundesregierung bereitet einen Gesetzentwurf zur Ände- 
rung der §§ 13, 14 des Beamtenrechtsrahmengesetzes und des 
§ 18 des Bundesbeamtengesetzes vor, der die Zugangsvoraus- 
setzungen und die Ausbildung für den gehobenen Dienst neu 
regeln soll. Er sieht eine Ausbildung auf der Bildungsebene der 
Fachhochschulen vor. 

Dieser Gesetzentwurf soll so bald wie möglich verabschiedet 
werden, und zwar zusammen mit einem Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes, in dem 
gleichartige Regelungen für den gehobenen Dienst enthalten 
sein werden. 
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Gleichzeitig wird durch eine Änderung des Rechtspflegergeset- 
zes die Ausbildung der Rechtspfleger einheitlich auf die Bil- 
dungsebene der Fachhochschulen überführt. 

Darüber hinaus wird der Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungsrechts in 
Bund und Ländern vorbereitet, in dem der Grundsatz der funk- 
tionsgerechten Besoldung besonders herausgestellt wird. Auf 
dieser Grundlage sieht der Entwurf ein modernes und transpa- 
rentes Instrumentarium vor, das auch für Absolventen von 
Fachhochschulen Lösungen ermöglicht. In dem Entwurf werden 
bereits Abschlüsse einer Fachhochschule zum Eingangsamt A 10 
in Beziehung gesetzt. Für die Frage einer weiteren Anhebung 
des Eingangsamts für Beamte mit abgeschlossenem Fachhoch- 
schulstudium wird es vor allem auf die weiteren Entwicklungen 
und Ergebnisse der Ämter- und Dienstpostenbewertung und der 
Reformen auf der Grundlage des Hochschulrahmengesetzes 
ankommen. 

Die Bundesregierung wird den Fachhochschulabschlüssen, die 
die künftig vorauszusetzenden Befähigungsanforderungen er- 
füllen, nach dem jeweiligen Stand der Erfordernisse die ent- 
sprechenden Funktionen zuordnen und wird die entsprechende 
besoldungsrechtliche Bewertung vornehmen. Die bevorstehen- 
den Beratungen über den Entwurf des Hochschulrahmengeset- 
zes werden dazu weitere notwendige Klärungen bringen. 


4. Hat die Bundesregierung geprüft, 

a) inwieweit heute Funktionen aus dem bisherigen Bereich des 
höheren technischen Dienstes, insbesondere in den Besol- 
dungsgruppen A 13 / A 14, graduierten Ingenieuren über- 
tragen werden können, 

b) inwieweit bisherige Funktionen des gehobenen technischen 
Dienstes, insbesondere in den Besoldungsgruppen A9/ A 10, 
qualifizierten Technikern übertragen werden können? 

Zu welchen Ergebnissen ist die Bundesregierung gelangt? 

a) Die Frage, inwieweit Funktionen aus dem bisherigen Bereich 
des höheren Dienstes auf den künftigen auf der Bildungs- 
ebene der Fachhochschulen ausgebildeten gehobenen Dienst 
übertragen werden können, ist für die Durchführung der 
laufbahn- und besoldungsrechtlichen Neuordnung in diesen 
Bereichen von entscheidender Bedeutung. Es ist vorgesehen, 
die Funktionsbereiche des künftigen gehobenen Dienstes auf 
der Grundlage einer stärker funktionsbezogenen Bewertung 
in Übereinstimmung mit den Zugangsvoraussetzungen neu 
zu ordnen. 

Die Frage, welche Dienstposten künftig dem gehobenen 
Dienst zugewiesen werden können, ist noch nicht umfassend 
gelöst. Für einzelne Bereiche sind schon Überlegungen hier- 
zu angestellt worden. Ein abschließendes Bild wird sich aber 
erst durch Erprobung und Erfahrung gewinnen lassen. Die 
Bundesregierung wird sich bemühen, das von der Studien- 
kommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts für 
notwendig erachtete Langzeitprogramm zur Funktions- 
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bewertung zeitlich so zu straffen, daß die Funktionsabgren- 
zungen zügig durchgeführt werden können. 

b) Die Neubewertung des gehobenen Dienstes muß zu einer 
Überprüfung der Funktionsbereiche des mittleren Dienstes 
führen. Dem ist die Ausbildung für den mittleren Dienst 
anzupassen. 

Hierzu liegen schon für einzelne Bereiche, z. B. für den Be- 
reich des fernmeldetechnischen Dienstes der Deutschen Bun- 
despost und für technische Bereiche der Deutschen Bundes- 
bahn, Voruntersuchungen vor, die zur Beschleunigung der 
Entscheidungen beitragen können. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, die Ausbildung qualifizierter 
Techniker durch Tedinikerschulen mit vier-semestrigem Lehr- 
gang und staatlicher (oder staatlich anerkannter) Abschlußprü- 
fung nicht zuletzt durch eine Ergänzung des geltenden Lauf- 
bahnrechts zu fördern, welche diesen qualifizierten Technikern 
den Einstieg in Ämter und Funktionen etwa der Besoldungs- 
gruppe A 7 und Beförderungen bis in Ämter und Funktionen 
etwa der Besoldungsgruppe A 10 ermöglicht? 

Die Überprüfung von Beförderungsmöglichkeiten für den mitt- 
leren Dienst liegt, wie schon zur Frage 4. angeführt, im Rahmen 
des Gesamtkonzepts der Bundesregierung. 

Die Frage, ob für Technikergruppen mit einer besonders quali- 
fizierten Abschlußprüfung und gegebenenfalls auch für ver- 
gleichbare Beamtengruppen anderer Laufbahnen das Eingangs- 
amt A 7 eröffnet werden kann, bedarf noch näherer Prüfung. 

Diese Frage wird auch unter Berücksichtigung der Gesamtneu- 
ordnung des Laufbahn- und Besoldungsrechts im Anschluß an 
den Bericht der Studienkommission für die Reform des öffent- 
lichen Dienstrechts entschieden werden müssen. 


6. Welche Vomhundertsätze der einzelnen Besoldungs- bzw. 

Vergütungsgruppen haben sich im Bundesdienst für graduierte 

Ingenieure 

a) als Beamte des gehobenen technischen Dienstes in den Be- 
soldungsgruppen A 9 bis A 13 auf Grund des geltenden Be- 
soldungsrechts, 

b) als entsprechende Angestellte in den Vergütungsgruppen 
V b bis II a BAT auf Grund des neuen Techniker-Tarifver- 
trags 

tatsächlich ergeben? 

Nach den neuesten Auswertungen der EDV-mäßig erfaßten Be- 
reiche der Bundesverwaltung, d. h. ohne die Betriebsbereiche 
Bahn und Post, ergeben sich in den in Betracht kommenden 
Besoldungs- bzw. Vergütungsgruppen tatsächlich folgende 
Vomhundertsätze: 


Besoldungsgruppe 

A9: 

12,33 

Besoldungsgruppe 

AlO: 

12,54 

Besoldungsgruppe 

All: 

44,05 

Besoldungsgruppe 

A12: 

16,81 

Besoldungsgruppe 

A13: 

14,27 
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Vergütungsgruppe V a: 4,65 

Vergütungsgruppe IV b: 25,73 

Vergütungsgruppe IV a: 32,24 

Vergütungsgruppe III: 28,45 

Vergütungsgruppe II a: 8,93. 


Die Angaben entsprechen schon wegen der in den verschiede- 
nen Bereichen unterschiedlichen Datenspeicherungen nicht 
genau dem in der Fragestellung genannten Kreis der graduier- 
ten Ingenieure, wobei davon ausgegangen wird, daß damit auch 
die von der „Nachgraduierung" erfaßten Ingenieure gemeint 
sind. 

Bei den Auswertungen konnte nur teilweise die Anzahl der 
Beamten mit abgeschlossener Ingenieurausbildung ermittelt 
werden. Im übrigen mußte hilfsweise auf die Anzahl der Emp- 
fänger der Technikerzulage nach Artikel II § 2 Abs. 2 des 
l.BesVNG oder den entsprechenden Regelungen im Tarif- 
bereich zurückgegriffen werden. 

Bei einem Vergleich der Vomhundertsätze ist zu berücksich- 
tigen, daß im Tarifbereich die Empfänger der sog. Techniker- 
zulage aufgrund der Einbeziehung von Angestellten mit gleich- 
wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen durchweg nicht immer 
eine abgeschlossene Ingenieurausbildung haben. Die Er- 
streckung der Technikerzulage auf die Beamten des gehobenen 
Dienstes, die die Aufstiegsprüfung für den gehobenen tech- 
nischen Dienst bestanden haben, hat demgegenüber ein wesent- 
lich geringeres Gewicht. 

Für den Bereich der Deutschen Bundespost sind folgende Vom- 
hundertsätze für graduierte Ingenieure - Stand 20. August 
1973 - ermittelt worden: 


Besoldungsgruppe A9: ~ 1 45 51 

Besoldungsgruppe A 10: — j 

Besoldungsgruppe All = 33,08 

Besoldungsgruppe A12 = 15,63 

Besoldungsgruppe A 13 = 5,78 

Vergütungsgruppe V a “ 1 12 33 

Vergütungsgruppe IV b = j 

Vergütungsgruppe IV a = 32,25 

Vergütungsgruppe III = 36,18 

Vergütungsgruppe II = 19,24 


Eine Trennung der Vomhundertsätze in den Eingangsbesol- 
dungsgruppen A9 und A 10 und in den Eingangsvergütungs- 
gruppen Va und IV b war nicht möglich. Der Vergütungs- 
gruppe II a bei den Bundesverwaltungen entspricht die Ver- 
gütungsgruppe II bei der Deutschen Bundespost. 

Die Vomhundertsätze der beamteten graduierten Ingenieure 
der Deutschen Bundesbahn stimmen im wesentlichen mit denen 
der Deutschen Bundespost überein. Die Ermittlung der Sätze für 
den Tarifbereich der Deutschen Bundesbahn war aus tech- 
nischen Gründen nicht möglich. 
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7. Soweit sich zu 6. unterschiedliche Anteile ergeben haben: 

a) Beruhen die Unterschiede auf unterschiedlichen Funktionen 
oder auf ganz oder teilweise unterschiedlicher Bewertung 
der gleichen Funktionen für Beamte einerseits und für ange- 
stellte Ingenieure andererseits? 

b) Wie und wann beabsichtigt die Bundesregierung, sachlich 
nicht gerechtfertigte Unterschiede auszugleichen? 

a) Die unterschiedlichen Vomhundertsätze zu 6. sind insbeson- 
dere das Ergebnis der vom Grunde her nicht übereinstim- 
menden Bezahlungssysteme: Während die Angestellten 
nach Maßgabe des Tarifvertragsrechts nach der tatsächlich 
ausgeübten Tätigkeit bezahlt werden, ist die durch Gesetz 
zu regelnde Besoldung der Beamten auf der Basis einer breit 
angelegten Ausbildung nach dem Laufbahnsystem aus- 
gerichtet. 

Bei der Deutschen Bundespost beruhen die Unterschiede zum 
größten Teil auf unterschiedlichen Funktionen für Ange- 
stellte (hochbautechnische Angestellte als Bauleiter auf 
Großbaustellen, Entwurfsarchitekten usw.; hier werden im 
allgemeinen beamtete Ingenieure nicht eingesetzt), jedoch 
auch auf ganz oder teilweise unterschiedlicher Bewertung 
der gleichen Funktionen für Beamte einerseits und für Inge- 
nieure im Angestelltenverhältnis andererseits. 

b) Soweit sachlich nicht gerechtfertigte Unterschiede festge- 
stellt werden, werden diese nach dem Grundsatz der Gleich- 
behandlung aller im öffentlichen Dienst Beschäftigten so 
bald wie möglich ausgeglichen werden. 
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